
— 1 —

B R E M I S C H E B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
17. Wahlperiode

Beschlussprotokoll
39. Sitzung

20. 04. 10
Nr. 17/470 S – 17/481 S

Nr. 17/470

Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt:

1. Viertes Ortsgesetz zur Bereinigung des bremischen Rechts

Mitteilung des Senats vom 9. März 2010
(Drucksache 17/559 S)

2. Masterplan für die gesamte Bremer Innenstadt erstellen!

Antrag der Fraktion der CDU
vom 16. März 2010
(Drucksache 17/566 S)

Nr. 17/471

Fragestunde

1. Kooperationsvereinbarungen der Bremer Bäder

Anfrage  der  Abgeordneten  Ursula  Arnold-Cramer,  Petra  Krümpfer,  Björn
Tschöpe und Fraktion der SPD vom 16. März 2010

2. Schimmelbekämpfung an der Berufsschule Walle

Anfrage der Abgeordneten Claas Rohmeyer, Heiko Strohmann, Thomas Röwe-
kamp und Fraktion der CDU vom 30. März 2010

3. Sachstand Sanierung Grundschule St. Magnus

Anfrage der Abgeordneten Claas Rohmeyer, Heiko Strohmann, Thomas Röwe-
kamp und Fraktion der CDU vom 30. März 2010

4. Fahrradverkehr in der Fußgängerzone

Anfrage der Abgeordneten Dr. Maike Schaefer, Dr. Matthias Güldner und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vom 7. April 2010

5. Flexibilisierung der Einschulung

Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, Uwe Woltemath und Fraktion
der FDP vom 8. April 2010

6. Qualität der beruflichen Ausbildung

Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, Uwe Woltemath und Fraktion
der FDP vom 9. April 2010

7. Siemens-Hochhaus

Anfrage der Abgeordneten Dr. Wolfgang Schrörs, Heiko Strohmann, Thomas
Röwekamp und Fraktion der CDU vom 9. April 2010

8. Ursachen für die unverhältnismäßig hohen Zahlen von Verstößen gegen die
Umweltzone aufklären!

Anfrage der Abgeordneten Heiko Strohmann, Dieter Focke, Thomas Röwe-
kamp und Fraktion der CDU vom 9. April 2010
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9. Umgestaltung am Neustadtswall

Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, Bernd Richter, Uwe Woltemath
und Fraktion der FDP vom 13. April 2010

10. Qualifizierungsmaßnahmen bei der Bremer Bootsbau Vegesack gGmbH

Anfrage der Abgeordneten Jörg Kastendiek, Thomas Röwekamp und Fraktion
der CDU vom 14. April 2010

Die Stadtbürgerschaft nimmt von den Antworten des Senats Kenntnis.

Nr. 17/472

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein Thema beantragt worden.

Nr. 17/473

Flexibilisierung des Anmelde- und Bewilligungsverfahrens für Plätze in der Kin-
dertagesbetreuung

Antrag der Fraktion der CDU
vom 16. März 2010
(Drucksache 17/567 S)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE.
vom 19. April 2010

(Drucksache 17/580 S)

Der Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. wurde vom Antragssteller zurück-
gezogen.

Die Stadtbürgerschaft lehnt den Antrag ab.

Nr. 17/474

Anmeldeverfahren für Plätze in der Kindertagesbetreuung optimieren!

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. April 2010
(Drucksache 17/582 S)

Die Stadtbürgerschaft fordert den Senat auf,

1. bis Ende des Jahres ein Informationssystem für die Kindertagesbetreuung und
Kindertagespflege der Altersgruppen von 0 bis 3 Jahren und von 3 bis 6 Jah-
ren zu entwickeln. Dieses Informationssystem sollte den Eltern Auskunft über
das Anmeldeverfahren für ihre Kinder – auch neben dem klassischen Aufnah-
metermin am 1. August – geben. Darüber hinaus sollte es u. a. Informationen
über  die  zuständigen  Ansprechpartner/-innen  im  jeweiligen  Sozialzentrum
und über Formalien und Fristen für die Aufnahme in Einrichtungen enthalten.

2. für Kinder unter 3 Jahren bis Herbst 2011 ein Benachrichtigungssystem zu ent-
wickeln, das den Eltern eine frühzeitige Planung beim Anmeldeverfahren für
ihre Kinder erlaubt. Dabei wäre zu prüfen, ob die Vergabe von Identifikations-
nummern, wie es sie heute bei den 3- bis 6-jährigen Kindern gibt, schon für 0-
bis 3-Jährige erfolgen kann. Ziel sollte es sein, dass Eltern frühzeitig eine Ori-
entierung über Betreuungsoptionen erhalten, damit sie rechtzeitig ihre Kin-
der für eine Betreuung anmelden und die frei werdenden Kapazitäten zeitnah
auch unterjährig vergeben werden können.

3. zu prüfen, inwieweit sichergestellt werden kann, dass Geschwisterkinder in
derselben Einrichtung aufgenommen werden.



— 3 —

Nr. 17/475

Bremer Kinderschutzbericht 2009

Kinderschutz auf gutem Weg: Bremen fördert und schützt seine Kinder

Stand und Entwicklungslinien des Bremischen Handlungskonzeptes

Kindeswohlsicherung und Prävention

Mitteilung des Senats vom 16. März 2010
(Drucksache 17/569 S)

Die Stadtbürgerschaft nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Nr. 17/476

Vorhabenbezogener  Bebauungsplan  48  (mit  Vorhabenplan  48)  zum  Vorhaben
„Wohnen an der Lesum“ für ein Gebiet in Bremen-Burglesum im Bereich

— nördlich Lesumbroker Landstraße

— östlich des Burger Sielgrabens

— südlich der Lesum

— westlich Burger Heerstraße

Mitteilung des Senats vom 6. April 2010
(Drucksache 17/573 S)

Die Stadtbürgerschaft beschließt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 48 (mit
Vorhabenplan 48).

Nr. 17/477

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 72 (Vorhaben- und Erschließungsplan) für
die Errichtung eines Büro- und Geschäftshauses in Bremen-Mitte (Eckgrundstück
Bahnhofstraße/Herdentorsteinweg)

Mitteilung des Senats vom 6. April 2010
(Drucksache 17/574 S)

Die Stadtbürgerschaft beschließt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 72.

Nr. 17/478

Mobile psychosoziale Betreuung für Drogenpatienten

Antrag der Fraktion der CDU
vom 13. April 2010
(Drucksache 17/575 S)

Die Stadtbürgerschaft lehnt den Antrag ab.

Nr. 17/479

Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 5
vom 13. April 2010

(Drucksache 17/576 S)

Die Stadtbürgerschaft beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom Ausschuss
empfohlen.
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Nr. 17/480

Ortsgesetz über die Errichtung eines Sondervermögens Infrastruktur der Stadt-
gemeinde Bremen (BremSVInfraOG)

Mitteilung des Senats vom 13. April 2010
(Drucksache 17/577 S)

Die Stadtbürgerschaft beschließt das Ortsgesetz.

Nr. 17/481

Flottenvertrag mit der Handwerkskammer aushandeln

Antrag der Fraktion der CDU
vom 20. April 2010
(Drucksache 17/581 S)

Die Stadtbürgerschaft überweist den Antrag zur Beratung und Berichterstattung
an die städtische Deputation für Umwelt und Energie.


